
Ein allgemeiner zivil- und strafrechtlicher Überblick über verschiedene 
Aspekte der Prostitution, Stand 2007. Dies ist keine Rechtsberatung, es 
gibt keine Gewährleistung und keine Haftung. Wohl verrückt geworden.

Die Informationen dieses Dokumentes wurden aus verschiedenen 
Quellen zusammengetragen und ergänzt von Vitus, registriert bei

12. Hurenkinder - familienrechtliche Aspekte der 
Prostitution

Der Kontakt zwischen einer Prostituierten und einem Freier kann natürlich, wie 
sich jeder denken kann, auch familienrechtliche Folgen haben, schließlich besteht 
dieser  Kontakt  zumeist  in  Geschlechtsverkehr,  nicht selten auch ungeschützt. 
Und  ob  die  Prostituierte  auf  andere  Weise  als  mit  Kondomen 
Empfängnisverhütung betreibt, kann ein Kunde in aller Regel nicht wissen oder 
erkennen.

Insofern stellt sich natürlich die Frage nach den rechtlichen Konsequenzen, wenn 
der Besuch einer Prostituierten mit einer Schwangerschaft und letztlich mit der 
Geburt eines Kindes endet, vor allem: 
Ist der Freier der Vater, ist er dann zur Zahlung von Unterhalt (für Kind und 
Mutter) verpflichtet?
Und: Welche Rechte und Pflichten hat er sonst noch?

I) Unterhaltspflicht
Als Unterhalt bezeichnet man Leistungen einer Person – finanzielle oder in Form 
von Naturalien - zur Sicherstellung des Lebensbedarfs einer anderen Person. Im 
allgemeinen  Sprachgebrauch  wird  insbesondere  bezüglich  des  Unterhalt  für 
nichteheliche Kinder oft auch von "Alimenten" gesprochen, ein etwas veralteter 
Begriff  aus  der  französischen  Sprache,  der  wörtlich  übersetzt  soviel  wie 
"Lebensmittel" oder "Nahrung" bedeutet.

Die  Verpflichtung,  Unterhalt  zu  leisten,  ist  im deutschen Recht  zumeist  kraft 
Gesetzes,  seltener  aus  einer  vertraglichen  Vereinbarung  gegeben.  Die 
maßgeblichen  Vorschriften  sind  vor  allem die  §§  1601 -  1615  BGB (Buch  4 
Familienrecht,  Abschnitt  2  Verwandtschaft,  Titel  3  Unterhaltspflicht).  Hinzu 
kommen,  was  Einzelfragen  und  Höhe  des  Unterhalts  anbetrifft  die  von  den 
einzelnen Oberlandesgerichten herausgegebenen unterhaltsrechtlichen Leitlinien, 
die im Detail häufig voneinander abweichen. Rechtsprechung in Unterhaltsfragen 
kann also durchaus regional unterschiedlich ausfallen.

Neben  Ehegatten,  deren  Unterhaltsverpflichtungen  in  diesem Zusammenhang 
unbeachtlich sind, sind Verwandte in gerader Linie einander unterhaltspflichtig (§ 
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1601 BGB). Die Unterhaltsverpflichtung geht in beide Richtungen, in Betracht 
kommen Ansprüche des Kindes gegen die Eltern (der häufigste Fall), aber auch 
umgekehrt  Ansprüche  der  bedürftig  gewordenen  Eltern  gegenüber  ihren 
erwachsenen Kindern.
Verwandte  in  gerader  Linie  sind  diejenigen  Personen,  die  voneinander 
abstammen (Eltern und Kinder, aber auch Großeltern und Enkel), § 1589 Satz 1 
BGB.
Entscheidend für eine Unterhaltsverpflichtung ist also – neben Bedürftigkeit des 
Berechtigten und Leistungsfähigkeit des Verpflichteten – allein die Abstammung:

Abstammung
Die Abstammung ist seit dem 01.01.1998 neu geregelt: Es wird nun nicht mehr 
zwischen  ehelicher  und  nichtehelicher  Abstammung  unterschieden.  Die 
rechtlichen  Konsequenzen  der  Verwandtschaft  sind  neben  der 
Unterhaltsverpflichtung  die  Personen-  und  Vermögenssorge,  die  Eltern  ihrem 
Kind  gemäß  §§  1626  ff  BGB  schulden,  die  Regeln  für  die  Bestimmung  des 
Namens eines Kindes und natürlich erbrechtliche Ansprüche.

Gemäß § 1591 BGB ist Mutter eines Kindes die Frau, die es geboren hat.
Nach  §  1592  BGB ist  die  Abstammung  vom  Vater in  dreifacher  Weise 
bestimmbar. Hiernach ist Vater eines Kindes der Mann, 
- der zum Zeitpunkt der Geburt mit der Mutter des Kindes verheiratet ist 
(§ 1592 Nr. 1 BGB),
- der die Vaterschaft anerkannt hat (§ 1592 Nr. 2 BGB), oder
- dessen Vaterschaft nach § 1600 d BGB gerichtlich festgestellt ist (§ 1592 
Nr. 3 BGB).

Solange nach diesen Kriterien die Vaterschaft eines anderen Mannes besteht, 
etwa weil im hier behandelten Fall die Prostituierte verheiratet ist, kann keine 
Verwandtschaft bestehen und können mithin auch keine Unterhaltsansprüche für 
das Kind geltend gemacht werden.

Auch die (freiwillige)  Anerkennung der Vaterschaft ist unwirksam, solange die 
Vaterschaft eines anderen nach dem Gesetz besteht (§ 1594 Abs. 2 BGB). Die 
Anerkennung einer Vaterschaft bedarf übrigens der Zustimmung der Mutter bzw. 
des Kindes, falls der Mutter die elterliche Sorge nicht zusteht (§ 1595 BGB). 
Beide  Erklärungen,  also  Anerkennung  wie  Zustimmung  müssen  öffentlich 
beurkundet werden.

Eine nach den genannten gesetzlichen Kriterien bestehende Vaterschaft kann nur 
durch eine gerichtliche Feststellung aufgrund einer Anfechtung beseitigt werden 
(§  1599  BGB).  Zur  Anfechtung  einer  Vaterschaft  berechtigt  sind  neben  dem 
(gesetzlichen) Vater auch die Mutter und das Kind.

Die Anfechtungsfrist (§ 1600 b BGB) beträgt 2 Jahre und beginnt nicht etwa mit 
der  geburt  des  Kindes  sondern  "mit  dem  Zeitpunkt,  in  dem  der 
Anfechtungsberechtigte von den Umständen erfährt, die gegen eine Vaterschaft  
sprechen" , nicht jedoch vor geburt des Kindes. Für die Vaterschaftsanfechtung 
durch das Kind selbst ist der Fristbeginn anders gestaltet, so kann es auch noch 
nach Eintritt der Volljährigkeit anfechten.
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Im Anfechtungsverfahren gilt  nach  § 1600 c BGB eine Vermutung zugunsten 
(oder zu Ungunsten) desjenigen, dessen Vaterschaft wegen seiner bei Geburt des 
Kindes bestehenden Ehe oder seiner Anerkennung der Vaterschaft besteht.

Besteht keine Vaterschaft nach § 1592 BGB Nr.1 (als Ehemann der Mutter) oder 
Nr. 2 (nach Anerkennung) wird die Vaterschaft gerichtlich festgestellt (§ 1600 d 
BGB). Auch hierfür sieht das Gesetz eine Vaterschaftsvermutung vor: Nach § 
1600  d  Abs.  2  BGB  "wird  als  Vater  vermutet,  wer  der  Mutter  während  der  
Empfängniszeit beigewohnt hat. Die Vermutung gilt nicht, wenn schwerwiegende  
Zweifel an der Vaterschaft bestehen."
Als Empfängniszeit definiert Abs. 3 "die Zeit von dem 300. bis zu dem 181. Tage  
(jeweils einschließlich) vor der Geburt des Kindes."

Im Regelfall wird bei Vaterschaftsanfechtungsklagen auf Anordnung des Richters 
ein  Abstammungsgutachten  anhand  von  DNA-Analysen,  wegen  des 
häufigsten  Anwendungsfalls  volkstümlich  auch  gern  auch  Vaterschaftstest 
genannt, eingeholt, dessen Ergebnis im weiteren Verfahrensverlauf als Beweis 
verwertbar ist.

Ein  Mann,  der  vor  Gericht  seine  Vaterschaft  anfechten  will,  muss  nach  der 
Rechtsprechung konkrete Verdachtsgründe für eine Anfechtung geltend machen, 
um die gerichtliche Anordnung eines Vaterschaftstests zu erwirken und darf sich 
dabei  nicht  auf  das  Ergebnis  eines  heimlichen  Tests  berufen.  Als  konkrete 
Verdachtsgründe sind vor allem denkbar:
-  nachweislich  kein  sexueller  Kontakt  mit  der  Mutter  zum Zeugungszeitpunkt 
(nachzuweisen durch die Benennung von Zeugen),
- eine nachweisliche räumliche Trennung zum Zeugungszeitpunkt oder
- Zeugungsunfähigkeit des Klägers zum Zeugungszeitpunkt.
Rein äußerliche Merkmale wie z.B. die Hautfarbe kommen in der Regel nicht als 
Verdachtsmomente in Betracht. Dass keine auffällige Ähnlichkeit mit dem Kind 
bestehe,  ist  ebenfalls  kein  zuverlässiger  Hinweis  darauf,  dass  eine 
Verwandtschaft ausgeschlossen ist.

Heimliche DNA-Vaterschaftsanalysen sind übrigens weder als Beweis vor Gericht 
zugelassen, noch können sie berechtigte Zweifel für ein Vaterschaftsanfechtungs-
Verfahren  begründen,  so  urteilte  der  Bundesgerichtshof  in  mehreren 
Entscheidungen  aus  dem  Jahr  2005.  Heimliche  Tests  verletzten  das 
Persönlichkeitsrecht des Kindes (Urteile vom 12. Januar 2005, Az. XII ZR 60/03 
und  XII  ZR  227/03,  XII  ZR  210/04).  Damit  ein  Vaterschaftstest  gerichtlich 
verwertbar ist, bedürfe er der Zustimmung entweder des Kindes selbst oder bei 
Minderjährigkeit  seines  gesetzlichen  Vertreters.  Diese  Zustimmung  kann  nur 
durch eine gerichtliche Anordnung ersetzt werden, eine solche nur im Rahmen 
eines  Vaterschaftsanfechtungsprozesses  und  nur  bei  begründetem  Verdacht 
erfolgen.

Das Problem heimlicher Tests stellt sich jedoch nur in solchen Fällen, in denen 
die  Vaterschaft  durch  das  Gesetz  vermutet  wird  (weil  die  Eltern  miteinander 
verheiratet sind) oder vom Vater anerkannt wurde. Männer, die "nur Gewissheit 
haben wollen", sind von vornherein nicht klagebefugt.

Für den Ausgangsfall bleibt festzuhalten, dass eine unverheiratete Prostituierte 
eine  Vaterschaftsklage  anstrengen  muss,  sofern  der  betroffene  Freier  die 
Vaterschaft nicht anerkannt hat und nicht anerkennen will. Der Freier selbst hat 
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keine  Möglichkeit,  einen  gerichtlich  verwertbaren  Vaterschaftstest  zu 
veranlassen.

1) Kindesunterhalt
Ist also die Abstammung geklärt, besteht grundsätzlich ein Unterhaltsanspruch 
des  Kindes  nach  §  1601  BGB unter  den  weiteren  Voraussetzungen  der 
Bedürftigkeit  (des  Unterhaltsberechtigten)  und  der  Leistungsfähigkeit  (des 
Unterhaltsverpflichteten).

Der  Kindesunterhalt  umfasst  den  gesamten  Lebensbedarf  des  Kindes 
einschließlich  der  Kosten  einer  angemessenen  Berufsausbildung.  Soweit  ein 
Elternteil  ein  minderjähriges  Kind  betreut,  erfüllt  er  in  der  Regel  durch  die 
Erziehung und Pflege des Kindes seine Unterhaltspflicht,  der andere Elternteil 
schuldet dann den sog. "Barunterhalt".
Zu diesen Voraussetzungen im einzelnen:

a) Bedürftigkeit des Unterhaltsberechtigten

Bedarf
Der Unterhalt umfasst gem. § 1610 BGB den gesamten Lebensbedarf. Das Maß 
des geschuldeten Unterhalts bestimmt sich gem. § 1610 Abs. 1 BGB nach der 
Lebensstellung  des  Bedürftigen.  Minderjährige  Kinder  teilen  mangels  eigener 
Lebensstellung die Lebensstellung ihrer Eltern. 

Er umfasst gem. § 1610 Abs. 2 BGB auch die Kosten zu einer angemessenen 
Vorbildung  zu  einem  Beruf,  z.  B.  die  Finanzierung  eines  Studiums.  Die 
Finanzierung muss sich aber in der Grenze der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
der Eltern halten.

Die  Höhe  des  Unterhalts  wird  in  der  Praxis  regelmäßig  und  weitgehend 
bundeseinheitlich seit 1962 mit Hilfe der sog. Düsseldorfer Tabelle (derzeitige 
Fassung gültig von 01.07.2005 bis 30.06.2007) bestimmt, im Gegensatz zu den 
Unterhaltsansprüchen  zwischen  Ehegatten,  die  sich  nach  den  nicht  immer 
einheitlichen  Unterhaltsleitlinien  der  einzelnen  Oberlandesgerichte  richten.  Für 
die neuen Bundesländer wird die Düsseldorfer Tabelle durch die Berliner Tabelle 
ergänzt,  die  geringere  Bedarfsbeträge  aufweist.  Die  Düsseldorfer  Tabelle 
unterscheidet  übrigens  nicht  zwischen  ehelichen  Kindern  und  Kindern,  deren 
Eltern nicht miteinander verheiratet sind.

Anrechenbare Einkünfte 
Unterhaltsberechtigt ist gemäß § 1602 Abs. 1 BGB nur, wer außerstande ist, sich 
durch Einkünfte aus eigener Erwerbstätigkeit oder mit Hilfe seines Vermögens 
selbst zu unterhalten. Es fragt sich, welche Einkünfte eines Anspruchsstellers sich 
mindernd auf seinen Anspruch auswirken. 
- Einkünfte aus Erwerbstätigkeit 
Minderjährige Kinder sind nach der Vorstellung des Gesetzgebers nicht in der 
Lage, ihren Unterhaltsbedarf durch eigenes Einkommen zu decken, sie sind daher 
immer  bedürftig  und  damit  unterhaltsberechtigt.  Kinder  haben  während  der 
Schul-  oder  Berufsausbildung  keine  Pflicht,  ihren  Lebensunterhalt  durch  eine 
Erwerbstätigkeit selbst zu bestreiten. Nach der Beendigung der Ausbildung trifft 
das Kind jedoch in aller Regel eine solche Erwerbsobliegenheit. Bei Verstößen 
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gegen  diese  Erwerbsobliegenheit  ist  dem  Kind  ein  fiktives  Einkommen 
anzurechnen, das bedarfsmindernd anzusetzen ist. 
- Einkünfte aus Vermögen 
Vermögen ist auch bei Kindern grundsätzlich zu verwerten. Gemäß § 1602 Abs. 2 
BGB sind jedoch minderjährige unverheiratete Kinder privilegiert und brauchen 
den Stamm ihres Vermögens nicht anzugreifen.

b) Leistungsfähigkeit des Unterhaltsschuldners 
Im Grundsatz ist der Unterhaltsschuldner gemäß § 1603 Abs. 1 BGB dann nicht 
unterhaltspflichtig,  wenn  der  eigene  angemessene  Unterhalt  gefährdet  wird 
(angemessener Selbstbehalt).

Gegenüber  minderjährigen  unverheirateten  Kindern  ohne  Vermögen  und  den 
diesen  gleichgestellten  volljährigen  Kindern,  die  noch  im  Haushalt  eines 
Elternteils leben und die allgemeine Schulausbildung noch nicht abgeschlossen 
haben (§ 1603 Abs. 2 S. 2 BGB) trifft den Unterhaltsschuldner Gem. § 1603 Abs. 
2 BGB aber eine gesteigerte Unterhaltspflicht: In diesen Fällen haben die Eltern 
alle verfügbaren Mittel gleichmäßig bis zum eigenen notwendigen Selbstbehalt 
für den eigenen und den Unterhalt der Kinder einzusetzen.

Den Selbstbehalt bilden derzeit folgende Beträge:
- notwendiger Selbstbehalt des nicht erwerbstätigen Unterhaltspflichtigen: 730 
Euro. 
- notwendiger Selbstbehalt des erwerbstätigen Verpflichteten: 840 Euro. 
-  angemessener  Selbstbehalt  gegenüber  anderen  volljährigen  Kindern:  1000 
Euro.

Die  Höhe  des  Unterhaltsanspruchs  bestimmt  danach  das  bereinigte 
Nettoeinkommen des Barunterhaltsverpflichteten und das Alter des Kindes.

Für  die  Ermittlung  des  bereinigten  Nettoeinkommens  sehen  allerdings  die 
Unterhaltsleitlinien  einzelner  Oberlandesgerichte  unterschiedliche 
Berechnungsmethoden vor. In der Regel geht man vom Nettoeinkommen des 
Barunterhaltsverpflichteten  aus  und  zieht  berufsbedingte  Aufwendungen  und 
berücksichtigungsfähige  Schulden  ab.  Dabei  ist  zu  beachten,  dass  der 
unterhaltsrechtliche  Begriff  der  "berufsbedingten  Aufwendungen"  nicht  dem 
steuerrechtlichen Begriff der "Werbungskosten" entspricht.

c) Regelbeträge
Die  Konkretisierung  der  Barunterhaltsbeträge  erfolgt  dann  anhand  der 
Düsseldorfer  Tabelle.  Diese  kennt  insgesamt  13  Einkommensstufen  und  vier 
Altersgruppen. Sie beruht auf der Regelbetragverordnung. Die Tabelle geht von 
drei  Unterhaltsberechtigten,  einer  Ehefrau  und  zwei  Kindern  aus.  Sind  mehr 
Unterhaltsberechtigte  vorhanden,  wird  die  jeweils  nächst  niedrigere 
Einkommensstufe,  sind  weniger  Unterhaltsberechtigte  vorhanden,  die  jeweils 
nächst höhere Einkommensstufe angesetzt.

Wer aber meint, er könne den Unterhaltsanspruch einer einkommenslosen Frau 
und ihrer Kindern gegen ihren Mann, dessen Verdienst er kennt, ohne weiteres 
einfach  aus  der  Tabelle  ablesen,  der  irrt  gewaltig.  Abgelesen  werden  kann 
allenfalls der Ausgangsbedarf der Kinder. Wie die komplizierte Rechnung dann im 
einzelnen weitergeht, muss den amtlichen Erläuterungen zur Tabelle entnommen 
werden und kann an dieser Stelle nicht vertieft werden.
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Die Regelbetragverordnung 2005 nennt für die Altersstufen von 0-5 Jahren 204 
Euro, von 6-11 Jahren 247 Euro und von 12-17 Jahren 291 Euro. Dies sind auch 
die  geringsten  Ausgangsbedarfsbeträge  der  Düsseldorfer  Tabelle  in  der 
Einkommensstufe bis 1.300 Euro.

Der Bedarf eines studierenden oder nicht mehr im Haushalt lebenden Kindes wird 
pauschal mit 640,00 Euro monatlich angesetzt. 

d) Kindergeld
Nach § 1612 b Abs. 5 BGB wird das Kindergeld, wenn es in vollem Umfang an 
den nicht barunterhaltspflichtigen Elternteil gezahlt wird – was der Regelfall sein 
dürfte,  weil  demjenigen  Elternteil,  bei  dem  das  Kind  lebt,  das  Kindergeld 
ausgezahlt  wird  –  auf  den  Barunterhaltsanspruch  angerechnet.  Eine  volle 
Anrechnung des Kindergeldes erfolgt jedoch erst ab der 6. Einkommensgruppe, 
also ab einem bereinigten Nettoeinkommen von mehr als 2100 Euro monatlich. 
In  den  darunter  liegenden  Einkommen wird  das  Kindergeld  nur  anteilsmäßig 
angerechnet. Bei volljährigen Kindern, die im Haushalt eines Elternteils wohnen, 
wird das gesamte Kindergeld in Höhe von 154,00 Euro auf den Unterhaltsbedarf 
angerechnet. Das gilt auch dann, wenn das Kind das Kindergeld selbst bezieht.

e) Ausschluss des Anspruchs oder Verzicht
Der Unterhaltsverpflichtete braucht gemäß der sog.  Härteklausel  des § 1611 
Abs. 1 BGB in bestimmten Fällen gar keinen oder lediglich einen der Billigkeit 
entsprechend herabgesetzten Beitrag zum Unterhalt zu zahlen, wenn
- der Berechtigte durch sein eigenes sittliches Verschulden bedürftig geworden 
(z.B. infolge Spiel- oder Drogensucht),
- der Berechtigte seine eigene Unterhaltspflicht gegenüber dem Verpflichtetem 
gröblich vernachlässigt hat, oder
-  der  Berechtigte  sich  vorsätzlich  einer  gröblichen  Verfehlung  gegenüber 
Verpflichtetem oder dessen nahen Angehörigen schuldig gemacht hat.
Diese Ausnahmen gelten jedoch nicht für minderjährige unverheiratete Kinder (§ 
1611 Abs. 2 BGB).

Weitere Gründe, die einen Unterhaltsanspruch ausschließen, kennt das deutsche 
Recht  nicht,  so  dass  Kindesunterhalt  für  Minderjährige  immer  zu  zahlen  ist, 
sofern die Abstammung (also die Vaterschaft, denn in aller Regel zahlt der Vater, 
nicht die Mutter) feststeht.

Somit besteht die Verpflichtung zum Kindesunterhalt natürlich unabhängig von 
den Umständen der Zeugung. Der Rechtsanspruch des Kindes gegen den Vater 
kann  auch  nicht  durch  das  Verhältnis  zwischen  den  Eltern,  etwa  ein 
rechtswidriges (vertrags- oder gesetzeswidriges) Verhalten der Mutter gegenüber 
dem Vater, beeinträchtigt werden.

Insofern spielt es für den Unterhaltsanspruch des Kindes also keine Rolle, wenn 
wie im Ausgangsfall die Zeugung des Kindes im Rahmen eines (ja mittlerweile 
rechtswirksamen) Vertrages über sexuelle Dienstleistungen erfolgt ist, wobei eine 
Schwangerschaft wenigstens vom Freier nicht gewollt ist.

Wie bereits in den vorangegangenen Kapitel dieses Ratgebers ausgeführt enthält 
das  Prostitutionsgesetz  nur  zwei  Vorschriften,  die  unmittelbar  das 
Rechtsverhältnis zwischen Prostituierter und ihrem Kunden beschreiben. Zumal 
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dieses Rechtsverhältnis einseitig verpflichtend ist (es begründet eine wirksame 
Forderung hinsichtlich des vereinbarten Entgelts, aber keine Erfüllungsansprüche 
auf sexuelle Handlungen) sind irgendwelche Gewährleistungsansprüche für sog. 
"Leistungsstörungen" oder zum Schadensersatz verpflichtende Tatbestände nicht 
geschaffen worden.

Aber  gehört  nicht  eine  Schwangerschaft  zum  latenten  Berufsrisiko  bei  der 
Ausübung  der  Prostitution,  für  dessen  Verwirklichung  der  Freier  nicht 
(automatisch und immer) haftbar gemacht werden sollte? Im Grunde ja.

Und daher besteht - wie schon gesagt - nach Ansicht des Verfassers kein Anlass, 
der  Prostituierten  in  diesem  Vertragsverhältnis  nicht  dennoch  solche 
vertraglichen Nebenpflichten aufzuerlegen, deren Verletzung bei Verträgen jeder 
Art gewohnheitsrechtlich als "positive Vertragsverletzung" angesehen wird und 
zu  Schadensersatz  verpflichtet.  Im  Rahmen  dieser  Schutz-  und 
Aufklärungspflichten  sollte  eine  Prostituierte  durchaus  verpflichtet  sein,  durch 
geeignete  Verhütungsmaßnahmen  eine  ungewollte  Schwangerschaft  zu 
vermeiden oder den Kunden auf das Unterlassen solcher aufzuklären.

Insofern  müsste  man  auch  ohne  weiteres  eine  positive  Vertragsverletzung 
annehmen,  wenn nachgewiesen werden kann, dass die Schwangerschaft etwa 
vorsätzlich (z.B. durch Unbrauchbarmachen des Kondoms) oder fahrlässig (z.B. 
durch Vergessen der Antibaby-Pille) 
herbeigeführt wurde.

Nach  dieser  –  wohlgemerkt  bislang  nicht  gerichtlich  bestätigten  – 
Rechtsauffassung kann man also sehr wohl in einer von einer Prostituierten im 
Rahmen einer sexuellen Dienstleistung leichtsinnig oder vorsätzlich (vielleicht gar 
heimtückisch)  herbeigeführten  Schwangerschaft,  einen  theoretisch  zum 
Schadensersatz verpflichtenden Tatbestand erblicken, da er dem Kunden mit der 
Pflicht zum Kindesunterhalt einen Vermögensschaden beschert.

Allerdings dürfte es in der Praxis, sollte ein solcher Fall jemals vor einem Gericht 
verhandelt  werden,  erhebliche  Probleme  bereiten,  ein  Kind  als  Schaden 
anzusehen.

So  hatte  nämlich  das  Bundesverfassungsgericht  in  einer  Entscheidung  zur 
Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs im Jahre 1993 entschieden, dass es 
das  Grundgesetz  verbiete,  ein  Kind  als  Schaden  zu  begreifen.  Jedoch  erging 
diese Entscheidung ohne die Bindungswirkung des  § 31 BVerfGG, weshalb der 
BGH dieser Rechtsauffassung nicht folgte, und die Unterhaltspflicht gegenüber 
einem nicht gewollten Kind als Schaden ansah. Nach dieser BGH-Rechtsprechung 
besteht  also  durchaus  eine  Schadensersatzpflicht  bei  einer  misslungenen 
Sterilisation  (BGH  NJW  1995,  S.  2409)oder  bei  einem  fehlgeschlagenen 
Schwangerschaftsabbruch  aufgrund  einer  medizinischen  oder  kriminologischen 
Indikation (BGH 124, 136). Kommt es also wegen eines ärztlichen Verschuldens 
zur ungewollten Geburt eines Kindes, so hat der betreffende Arzt bzw. dessen 
Haftpflichtversicherung  für  den  Unterhalt  des  Kindes  (mit  gewissen 
Einschränkungen bei der Höhe) einzustehen.

Es ist allerdings sehr fraglich, ob diese Sichtweise auch im hier konstruierten Fall, 
wenn eine Prostituierte haftbar gemacht werden sollte, zur Anwendung käme.
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In  der  Praxis  dürfte  letztendlich  die  Rückforderung  geleisteter 
Unterhaltszahlungen  von  der  Prostituierten  spätestens  im  Stadium  der 
Durchsetzung scheitern.

Zu  denken  wäre  theoretisch  schließlich  noch  an  eine  Vereinbarung  zum 
Unterhaltsverzicht, im Prostituiertenfall gegebenenfalls sogar im Rahmen des 
Vertrages  über  die  sexuelle  Dienstleistung.  Allerdings  steht  einer  solchen 
Vereinbarung oder auch nur dem einseitigen verzicht die Vorschrift des  § 1614 
Abs. 1 BGB entgegen. Danach kann für die Zukunft auf Unterhalt nicht verzichtet 
werden. 

g) Rangfolge mehrerer Berechtigter
Bei  mehreren  Unterhaltsberechtigten bestimmt  sich  ihre  Rangfolge  bei  der 
Erfüllung der Unterhaltsverpflichtungen nach § 1609 BGB. Minderjährige Kinder 
gehen danach immer anderen (also volljährigen) Kindern und Kinder generell den 
übrigen  Abkömmlingen  (also  Enkeln)  vor.  Abkömmlinge  sind  gegenüber 
Verwandten in aufsteigender Linie (Eltern, Großeltern) bevorrechtigt.

Ehegatten stehen minderjährigen Kindern gleich und gehen anderen Kindern und 
Verwandten  vor.  Ist  die  Ehe  geschieden  sind  jedoch  minderjährige  Kinder 
gegenüber  dem  Ehegatten  bevorzugt.  Bei  mehreren  gleichberechtigten 
Berechtigten wird der für den Unterhalt zur Verfügung stehende Betrag geteilt. 
Auf  das  Vorhandensein  mehrerer  Berechtigter  kann  sich  der 
Unterhaltsverpflichtete aber nur dann berufen, wenn diese ihre Ansprüche auch 
tatsächlich geltend machen, er also mehreren Unterhalt leistet.

h) Zahlungsweise
Grundsätzlich ist gemäß § 1612 Abs. 1 S. 1 BGB der Unterhaltsanspruch durch 
Entrichtung einer monatlichen Geldrente zu gewähren. Nach § 1612 Abs. 2 S. 1 
BGB können die Eltern bei unverheirateten Kindern die Art des Unterhalts aber 
selbst  bestimmen.  Unterhalt  in  Form von  Naturalien  (Wohnung,  Verpflegung, 
Kleidung) ist also möglich.

Unterhalt für die Vergangenheit kann gemäß § 1613 Abs. 1 BGB nur verlangt 
werden,  wenn  der  Verpflichtete  zum  Zwecke  der  Geltendmachung  des 
Unterhaltsanspruchs  aufgefordert  worden  ist,  über  seine  Einkünfte  und  sein 
Vermögen Auskunft zu erteilen, wenn der Unterhaltsschuldner mit der Zahlung in 
Verzug geraten ist oder der Unterhaltsanspruch rechtshängig (gerichtlich geltend 
gemacht) geworden ist. 

2) Unterhalt für die Mutter
Zwar  wird  unterhaltsrechtlich  grundsätzlich  nicht  (mehr)  zwischen  Kindern 
verheirateter und unverheirateter Eltern unterschieden, jedoch gibt es für Kinder 
und  ihre  nicht  miteinander  verheirateten  Eltern einige  wenige 
Sonderregelungen. 

Die wichtigste dieser Sonderegeln ist § 1615 l Abs. 1 BGB. Danach hat auch die 
Mutter  einen  Unterhaltsanspruch  gegen  den  Vater "für  die  Dauer  von  sechs 
Wochen vor und acht Wochen nach der Geburt des Kindes."
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Über diesen Zeitraum hinaus ist ihr zudem nach Abs. 2 Unterhalt zu gewähren, 
"soweit  die  Mutter  einer  Erwerbstätigkeit  nicht  nachgeht,  weil  sie  infolge  der  
Schwangerschaft  oder  einer  durch  die  Schwangerschaft  oder  die  Entbindung  
verursachten  Krankheit  dazu  außerstande  ist." Diese  Unterhaltsverpflichtung 
zugunsten der Mutter besteht auch, soweit von dieser wegen der Pflege oder 
Erziehung  des  Kindes  eine  Erwerbstätigkeit  nicht  erwartet  werden  kann.  Die 
Unterhaltspflicht für die Mutter beginnt frühestens vier Monate vor der Geburt 
und sie endet drei Jahre nach der Geburt, sofern es nicht insbesondere unter 
Berücksichtigung  der  Belange  des  Kindes  grob  unbillig  wäre,  einen 
Unterhaltsanspruch nach Ablauf dieser Frist zu versagen.

3) Sanktionen bei Unterhaltspflichtverletzung
Wer  seiner  gesetzlichen  Unterhaltsverpflichtung  (gegenüber  Kind  und  Mutter, 
aber ggf. auch Ehegatten) nicht nachkommt, kann nach deutschem Recht gemäß 
§ 170 StGB wegen Unterhaltspflichtverletzung bestraft werden:

§ 170 StGB - Verletzung der Unterhaltspflicht
"(1)  Wer  sich  einer  gesetzlichen  Unterhaltspflicht  entzieht,  so  dass  der  
Lebensbedarf  des  Unterhaltsberechtigten  gefährdet  ist  oder  ohne  die  Hilfe  
anderer  gefährdet  wäre,  wird  mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  drei  Jahren oder  mit  
Geldstrafe bestraft.
(2)  Wer  einer  Schwangeren  zum  Unterhalt  verpflichtet  ist  und  ihr  diesen  
Unterhalt  in  verwerflicher  Weise  vorenthält  und  dadurch  den  
Schwangerschaftsabbruch  bewirkt,  wird  mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  fünf  Jahren  
oder mit Geldstrafe bestraft."

Die  Strafbarkeit  ist  allerdings,  worauf  die  Formulierung des "sich  Entziehens" 
bereits hinweist, nur dann gegeben, wenn mutwillig, also trotz Leistungsfähigkeit 
weder Unterhalt gezahlt, noch in Naturalien, d. h. durch Unterkunft, Betreuung 
und  Versorgung  erbracht  wird  oder  wenn  eine  Arbeit  aufgegeben  oder 
ausgeschlagen, Aufenthalt oder Arbeitsplatz verheimlicht wird.

Bei  Verurteilungen  wegen  Unterhaltspflichtverletzung  wird  in  aller  Regel  eine 
Freiheitsstrafe (auch von unter 6 Monaten, was ansonsten gemäß § 47 StGB nur 
in Ausnahmefällen in Betracht kommt) ausgesprochen. Diese wird jedoch vielfach 
zur Bewährung ausgesetzt werden können mit der Auflage, der Unterhaltspflicht 
nachzukommen. Die  Verhängung einer  Geldstrafe  ist  hingegen problematisch, 
denn der Täter soll  ja schließlich sein verfügbares Geld zur Unterhaltsleistung 
verwenden.

4) Unterhaltsvorschuss des Staates
Soweit vom Unterhaltsverpflichteten kein Unterhalt zu bekommen ist oder dieser 
keinen Unterhalt zahlt, kann ein Unterhaltsvorschuss aus der öffentlichen Hand 
beantragt  werden.  Dieser  Unterhaltsvorschuss  nach  dem 
Unterhaltsvorschussgesetz (UVG)  ist  eine  Sozialleistung  für  Kinder  unter  12 
Jahren, die 1980 eingeführt wurde. Zuständig für Bewilligung und Zahlung sind 
die Unterhaltsvorschusskassen der kommunalen Jugendämter. Anspruch haben 
alleinerziehende  Elternteile,  wenn  der  andere  Elternteil  keinen  oder  einen 
unterhalb  des  Mindestunterhaltes  liegenden  Unterhaltsbeitrag  leistet.  Die 
Zahlungshöchstdauer beträgt 72 Monate (also 6 Jahre). Danach und für Kinder 
ab 12 Jahren kann dann nur Sozialgeld / ALG II beantragt werden.
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Kein Anspruch besteht, wenn der alleinerziehende Elternteil wieder anderweitig 
geheiratet  hat  oder  auch  nur  in  eheähnlicher  Lebensgemeinschaft  lebt  (auch 
wenn der Ehegatte/Lebenspartner nicht der Vater des Kindes ist). Die Höhe des 
Unterhaltsvorschusses  bemisst  sich  nach  den  Regelsätzen  der 
Regelbetragverordnung, wobei das Kindergeld zur Hälfte angerechnet wird.

Im  Falle  von  Sozialleistungen  gehen  etwaige  Unterhaltsansprüche  auf  die 
öffentliche Hand über, die ihrerseits dann den unterhaltverpflichtete Elternteil in 
Anspruch nehmen kann. Der Unterhaltverpflichteten kann jedoch nur insoweit 
zum  Regress  herangezogen  werden,  als  er  leistungsfähig  ist,  oder  wenn  er 
absichtlich seine Unterhaltspflichten verletzt. 

Erfahrungsgemäß  wird  der  staatliche  Unterhaltsvorschuss  gerade  von 
Prostituierten mit Kindern häufig in Anspruch genommen, gerade auch wenn der 
Vater nicht bekannt ist.

II) Rechte des Vaters
Natürlich muss schließlich auch die Frage gestellt werden, ob einem Vater neben 
der Verpflichtung, Unterhalt für ein Kind zu zahlen, vielleicht noch Rechte aus 
seiner  Vaterschaft  erwachsen.  Zu  denken  ist  hier  in  erster  Linie  an  das 
Sorgerecht, was allerdings auch eher als Pflicht zur elterlichen Sorge bezeichnet 
werden muss.

1) Sorgerecht
Die elterliche Sorge umfasst gemäß  § 1626 Abs. 1 S. 2 BGB die Sorge für die 
Person des Kindes (Personensorge), das Vermögen des Kindes (Vermögenssorge) 
und nach § 1629 Abs. 1 S. 1 BGB die Vertretung des Kindes. Dabei umfasst die 
Personensorge insbesondere die Pflicht und das Recht, das Kind zu pflegen, zu 
erziehen, zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt zu bestimmen (§ 1631 Abs. 1 
BGB).  Zur  Vermögenssorge  gehören  alle  rechtlichen  und  tatsächlichen 
Maßnahmen,  die  der  Erhaltung,  der  Verwertung  und  der  Mehrung  des 
Kindesvermögens dienen.

Die  rechtsgeschäftliche Vertretung des Kindes gehört  ebenfalls  zur  elterlichen 
Sorge, § 1629 Abs. 1 BGB. Es handelt sich dabei um den wohl wichtigsten Fall 
gesetzlicher Vertretungsmacht (§ 164 BGB). Die Vertretung des Kindes durch die 
Eltern  kann  jedoch  in  manchen  Konstellationen  zu  Interessenkollisionen  und 
Gefährdungen des Kindesvermögens führen. Daher ist die Vertretungsmacht der 
Eltern für das Kind nicht unbeschränkt. Üblicherweise steht das Sorgerecht den 
Eltern gemeinsam zu.

In  unserem  Ausgangsfall  des  Kindes  einer  Prostituierten  wird  davon 
ausgegangen,  dass  die  Mutter,  die  Prostituierte,  und  der  Vater,  der  Freier, 
natürlich nicht verheiratet sind.

Allerdings haben auch haben nicht miteinander verheiratete Eltern seit einer 
Gesetzesänderung  zum  01.07.1998  nach  §  1626  a  BGB die  gemeinsame 
elterliche Sorge, 
- wenn sie eine entsprechende Erklärung abgeben oder 
- wenn sie einander heiraten. 
Andernfalls hat wie bisher die Mutter (allein) die elterliche Sorge (§ 1626 a Abs. 
2 BGB). 
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In unserem Fall muss der Vater also nicht damit rechnen, mit dem Sorgerecht für 
das Kind "belastet" zu werden, es sei denn, er einigt sich hierauf mit der Mutter.

An dieser Stelle sei nur am Rande noch erwähnt, dass der allein der Umstand, 
dass  eine  Mutter  als  Prostituierte  tätig  ist,  von  deutschen  Gerichten  in 
Sorgerechtsstreitigkeiten,  bei  Maßnahmen  der  Jugendämter  und  bei 
Entscheidungen  des  Vormundschaftsgerichts  etwa  über  die  Entziehung  des 
Sorgerechts  schon  seit  langem  nicht  mehr  generell  als  Gefährdung  für  das 
Kindeswohl angesehen wird, wenn nicht im Einzelfall konkrete Sachverhalte (z.B. 
Drogensucht, Vernachlässigung des Kindes) diese Annahme rechtfertigen.

2) Umgangsrecht
Aus  § 1684 BGB ergibt sich jedoch in jedem Fall für den Vater ein Recht auf 
(aber auch die Pflicht zum) Umgang mit seinem Kind. Kommt es hierüber zum 
Streit zwischen den Eltern, kann wie im Falle der Trennung und Scheidung von 
Eltern auch das Familiengericht eingeschaltet werden. Dieses entscheidet dann 
über  das  Ob und Wie  des  Umgangsrechts  und dessen Umfang ausschließlich 
unter Berücksichtigung des Kindeswohls.

3) Namensrecht
Bekanntlich  haben  Eltern  ohne  (gemeinsamen)  Ehenamen  das  Recht,  den 
Familiennamen  des  Kindes  durch  Erklärung  gegenüber  dem  Standesamt  zu 
bestimmen (§ 1617 BGB). Dieses Recht besteht allerdings nach  § 1617a BGB 
nur, sofern ein gemeinsames Sorgerecht besteht. Ist dies nicht der Fall, erhält 
das  Kind  den Namen,  den der  sorgeberechtigte  Elternteil  zum Zeitpunkt  der 
Geburt führt. Dieser Elternteil kann aber auch dem Kind mit Zustimmung des 
anderen Elternteils dessen Namen erteilen.

In unserem Fall kann das Kind also nur dann den Namen des Vaters erhalten, 
wenn er sich mit der Mutter darauf einigt.
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